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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, 
Dr. Waffenschmidt, Dr. Warnke, Sick, Dr. Gruhl, Orgaß und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/1417 — 

betr. Raumordnung 


Schreiben des Bundesministers für Raumordnung, | 
Bauwesen und Städtebau vom 25. April 1974 - R 1 - 
165 001/11: 

Die Große Anfrage beantwortet die Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Welches sind die Gründe dafür, daß sich die 
Vorlage des von der Bundesregierung wieder- 
holt angekündigten Bundesraumordnungspro- 
gramms erheblich verzögert? Welche Gründe 
sind für diese Fehleinschätzung der benötigten 
Zeit ursächlich? 

über den Stand der Arbeiten am Bundesraumord- 
nungsprogramm wurde der Deutsche Bundestag 
durch den Raumordnungsbericht 1972 der Bundes- 
regierung (Drucksache VI/3793) vom 19. September 
1972 ausführlich unterrichtet. Damals waren wichtige 
Programmabschnitte noch nicht erarbeitet. Inzwi- 
schen liegt ein Gesamtentwurf des Programms vor, 
der vom Kabinettausschuß für Raumordnung und 
Städtebau am 10. Oktober 1973 als Grundlage für 
die weiteren Beratungen mit den Ländern gebilligt 
wurde. Diese Beratungen werden gegenwärtig in 
dem hierfür gemäß § 8 des Raumordnungsgesetzes 
gebildeten Gremium des Bundes und der Bundes- 
länder, der Ministerkonferenz für Raumordnung ge- 
führt; sie liegen im Rahmen des vorgesehenen Zeit- 
planes. Obwohl derzeit noch keine europäischen Er- 
fahrungen für die Ausarbeitung eines derart umfas- 
senden, ein gesamtes Staatsgebiet ergreifenden Pro- 
grammes vorliegen, ist der für das Bundesraumord- 
nungsprogramm beanspruchte Bearbeitungszeitraum 
nicht größer gewesen, als der, den bisher die Länder 
für die Aufstellung ihrer eigenen Länderprogramme 
benötigt haben. Dies, obwohl das Bundesraumord- 
nungsprogramm 


nicht nur der umfangreichen Abstimmung mit den 
Ressorts, vielmehr mit allen elf Bundesländern 
bedarf, 

sondern auch das gesamte Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland umfaßt. 

Die Bundesregierung stellt deshalb fest, daß es mög- 
lich ist, noch in diesem Jahr als erstes europäisches 
Land über ein das gesamte Staatsgebiet umfassen- 
i des Raumordnungsprogramm zu entscheiden. 

I Da das Bundesraumordnungsprogramm z. Z. noch 
; in der Aufstellung begriffen ist, stehen die folgenden 
i Antworten der Bundesregierung, soweit sie sich auf 
den Programminhalt beziehen, unter dem Vorbehalt 
der weiteren Abstimmung mit den Bundesländern 
und der Beschlußfassung der Bundesregierung über 
das Programm als Ganzes. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Bundesraumordnungsprogramm als die vom 
Bundestag und von den Ministerpräsidenten ge- 
forderte „langfristige überfachliche Gesamtkon- 
zeption zur räumlichen Entwicklung des Bun- 
desgebietes" nur gemeinsam mit den Ländern 
erstellt und verabschiedet werden kann? 

Grundlage für die Arbeiten der Bundesregierung an 
der Aufstellung eines Bundesraumordnungspro- 
gramms ist der einstimmige Auftrag des Deutschen 
Bundestages vom 3. Juli 1969, „auf der Grundlage 
einer konkreten räumlichen Zielvorstellung für die 
Entwicklung des Bundesgebiets die regionale Ver- 
teilung der raumwirksamen Bundesmittel in einem 
Bundesraumordnungsprogramm festzulegen. " 

Nach Jahresfrist haben sich die Ministerpräsidenten 
der Länder auf ihrer Konferenz vom 13. bis 15. Okto- 
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her 1970 diesem Auftrag angeschlossen und sich 
dahin entschieden, daß Bund und Länder gemeinsam 
„eine langfristige und überfachliche Gesamtkonzep- 
tion für die räumliche Entwicklung des Bundesge- 
bietes" ausarbeiten. 

Es liegen also der Verfassungs- und Rechtslage fol- 
gend zwei Aufträge vor, die sich nach Inhalt und 
Zielsetzung in nicht unwesentlichen Teilen decken. 
Die Bundesregierung hofft, daß die bisherige enge 
und in der Sache intensive Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern in allen wesentlichen Punkten zu 
einem gemeinsamen Ergebnis führt. Die Bundesre- 
gierung wird ihrerseits das Programm dem Deut- 
schen Bundestag vorlegen. 


3. Soll nach Auffassung der Bundesregierung das 
im Bundesraumordnungsprogramm vorgesehe- 
ne System der Entwicklungsadisen und Ent- 
wicklungszentren alleinige Zielkonzeption für 
die künftige Raumordnungspolitik sein? Wenn 
ja, welche Auswirkungen hat diese Konzep- 
tion im Hinblick auf das rückläufige Bevölke- 
rungswachstum für die bisherige flächenabdek- 
kende Raumordnungspolitik sowie für in Bun- 
desländern bereits ausgewiesene Entwicklungs- 
schwerpunkte und für das bestehende vierstu- 
fige System der zentralen Orte? 

Trifft es zu, daß raumwirksame Mittel des Bun- 
des künftig nur noch für Entwicklungszentren 
bewilligt werden sollen? 

Ausgangspunkt und Grundlage des Entwurfs des 
Bundesraumordnungsprogramms ist das Raumord- 
nungsgesetz vom 8. April 1965. Ihm entnimmt die 
Bundesregierung den Auftrag, darauf hinzuwirken, 
daß in allen Gebieten der Bundesrepublik Deutsch- 
land gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen so- 
wie ausgewogene wirtschaftliche, soziale und kultu- 
relle Verhältnisse gesichert und weiter entwickelt 
werden. Grundsatzziel des Programms ist es also, 
in allen Teilen des Bundesgebietes die räumlichen 
Voraussetzungen für ein Mehr an Lebensqualität, 
und zwar in allen Lebensbereichen zu schaffen. Das 
erfordert vor allem den Abbau bestehender groß- 
räumiger Unterschiede-Disparitäten-in der Ausstat- 
tung und Struktur, insbesondere in der Wirtschafts- 
kraft, in der Infrastruktur und in den Umweltbedin- 
gungen. Der vorliegende Entwurf des Bundesraum- 
ordnungsprogramms macht diese Disparitäten deut- 
lich. 

Das von der Bundesregierung vorgesehene System 
der Entwicklungsachsen und Entwicklungszentren ist 
eines der Instrumente zur Förderung des genannten 
Grundsatzzieles. Die Bundesregierung sieht in einem 
Netz von leistungsfähigen Entwicklungszentren die 
reale und auch realisierbare Möglichkeit, um bei 
stagnierender Bevölkerungszahl und bei knappem 
Entwicklungspotential weit in das Umland ausstrah- 
lende Impulse für das gesamte Bundesgebiet zu er- 
halten oder dort zu schaffen. Nur so kann nach Mei- 
nung der Bundesregierung die Bevölkerung in den 
überwiegend ländlich geprägten Teilräumen der 
Bundesrepublik gehalten werden. Das Netz lei- 
stungsfähiger Entwicklungszentren an Entwick- 


lungsachsen überlagert das von den Ländern festzu- 
legende System der zentralen Orte unterschiedlicher 
Stufen und gibt ihm zusätzlichen Halt. 

Die Bundesregierung ist sich mit den für die Fragen 
der Raumordnung zuständigen Ministern der Länder, 
die sich in dieser Richtung auf Vorschlag des Bun- 
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau in der Ministerkonferenz am 30. Mai 1973 
einstimmig geäußert haben, darüber einig, daß das 
Entwicklungspotential begrenzt ist. Die Bundesregie- 
rung zieht hieraus die Folgerung: 

• Raumwirksame Bundesmittel müssen, soweit da- 
für geeignet, vorrangig in wenigen leistungs- 
fähigen Entwicklungszentren wirksam werden, 
die der Abstützung der Gebietseinheiten dienen, 
sei es, daß diese Entwicklungszentren erst aus- 
gebildet, sei es, daß sie ihrer Funktion erhalten 
werden müssen; die Bundesmittel müssen des- 
halb an diesen - von den Ländern zu bestimmen- 
den - Standorten gebündelt werden. 

• Unbeschadet dieser Forderung des Bundesraum- 
ordnungsprogramms müssen aber auch für den 
Disparitätenausgleich innerhalb der Gebietsein- 
heiten weiterhin Bundesmittel eingesetzt werden, 
sei es, um die Voraussetzungen für ausgewogene 
Lebensverhältnisse zu schaffen, sei es, um die 
kleinräumigen Impulse zu unterstützen, die für 
eine ausgewogene Entwicklung innerhalb dieser 
Teilräume notwendig sind; hier kommen als Ein- 
satzort neben anderen zentralen Orte insbeson- 
dere auch Entwicklungsschwerpunkte in Betracht, 
wie sie von einigen Ländern ausgewiesen wor- 
den sind. 

Es trifft demnach nicht zu, daß raumwirksame Mittel 
des Bundes künftig nur noch für Entwicklungszen- 
tren bewilligt werden sollen. 


4. Teilt die Bundesregierung die in SPD-Thesen 
erhobene Forderung, daß Entwicklungsschwer- 
punkte in den weniger dicht besiedelten Räu- 
men mindestens 40 000 Einwohner im Einzugs- 
bereich erreichen müssen und daß langfristig 
anzustreben ist, daß ein möglichst großer An- 
teil der Bevölkerung im Entwicklungsschwer- 
punkt selbst wohnt? 

Soweit die Bundesregierung unterrichtet ist, sind die 
in der Frage erwähnten Thesen als Grundlagen für 
die Diskussion gebilligt, jedoch nicht als politische 
Richtlinien verabschiedet worden. Der Willensbil- 
dungsprozeß der SPD ist im Gange; es ist nicht Auf- 
gabe der Bundesregierung, auf diesen Prozeß Einfluß 
zu nehmen. 

Die Ministerkonferenz für Raumordnung fordert in 
ihrer Entschließung über „Zentralörtliche Verflech- 
tungsbereiche mittlerer Stufe in der Bundesrepublik 
Deutschland" vom 15. Juni 1972 eine Einwohnerzahl 
von 40 000 Einwohnern für den Verflechtungsbereich 
eines zentralen Ortes mittlerer Stufe. Die Bestim- 
mung der zentralen Orte sowie die Auswahl der Kri- 
terien hierfür ist Angelegenheit der Länder. Auch 
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hierzu ist eine Äußerung der Bundesregierung im 
Zusammenhang mit dem Bundesraumordnungspro- 
gramm deshalb nicht veranlaßt: Das Bundesraum- 
ordnungsprogramm kennt als Instrument zur räum- 
lichen Entwicklung der Bundesrepublik das Konzept 
der Entwicklungszentren. Es legt für die Entwick- 
lungszentren spezielle Standortkriterien fest, so daß 
deshalb Zahlenaussagen über die Einwohnerzahl der 
Einzugsbereiche von Entwicklungszentren nicht we- 
sentlich sind. Dieses Konzept läßt das System der 
zentralen Orte unberührt. Der Entwurf des Bundes- 
raumordnungsprogramms überläßt es den Ländern, 
Angaben über die Kriterien für die Auswahl dieser 
zentralen Orte zu machen. Dieser Auffassung des 
Bundesraumordnungsprogramms liegt die einstim- 
mige Beschlußfassung der Ministerkonferenz für 
Raumordnung vom 30. Mai 1973 zugrunde. 


5. Wird die Bundesregierung im Rahmen der Re- 
gionalpolitik auch künftig finanziell dazu bei- 
tragen, daß die zentralen Orte eine ihren zen- 
tralörtlichen Funktionen entsprechende Grund- 
ausstattung an infrastrukturellen Einrichtungen 
erhalten? Welche konkreten Maßnahmen sind 
beabsichtigt? 

Wie bereits zu Frage 3 ausgeführt, ist die Bundes- 
regierung der Meinung, daß unbeschadet des Abbaus 
der großräumigen Disparitäten im Sinne des Bundes- 
raumordnungsprogramms weiterhin Bundesmittel 
eingesetzt werden müssen, um ausgeglichene Le- 
bensverhältnisse und eine ausgewogene Entwicklung 
innerhalb der Gebietseinheiten zu erzielen. Im Rah- 
men ihrer Zuständigkeiten und finanziellen Möglich- 
keiten wird die Bundesregierung deshalb auch künf- 
tig zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit zentraler 
Orte bezüglich ihrer Grundausstattung mit infra- 
strukturellen Einrichtungen beitragen. 

Dies gilt insbesondere für 

• die Gemeinschaftsaufgaben nach Artikel 91 a des 

Grundgesetzes 

— Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur 

— Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes 

— Ausbau und Neubau von Hochschulen, 

• die vom Bund mitfinanzierten Aufgaben nach Ar- 
tikel 104 a des Grundgesetzes 

— Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
— Städtebauförderungsgesetz 
— Wohnungsbauförderung 
— Krankenhausfinanzierungsgesetz 
sowie für andere die Raumentwicklung beeinflus- 
sende Planungen, Aktivitäten und Maßnahmen. 


6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, notwendige und gesunde Verdichtungs- 
prozesse zu fördern? Wo liegen nach ihrer Auf- 
fassung die aus volkswirtschaftlichen ordnungs- 
politischen und soziologischen Gründen zu zie- 
henden Grenzen einer geordneten Verdichtung? 


Ist beabsichtigt, im Bundesraumordnungspro- 
gramm Kriterien für die Entwicklung von Ge- 
meinden zu Entlastungsorten im Sinne von § 2 
Abs. 1 Nr. 6 ROG aufzustellen? 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, einer Ver- 
dichtung nur dann förderliche Hilfe zu geben, wenn 
sie zu gesunden räumlichen Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen sowie zu ausgewogenen Wirtschafts- und 
Sozialstrukturen führt. Umgekehrt wird die Bundes- 
regierung bei ins Gegenteil umschlagenden Entwick- 
lungen in Verdichtungsräumen anstreben, daß wei- 
teres quantitatives Wachstum verhindert wird, ohne 
daß dabei die Befriedigung des qualitativen Grund- 
imd Nachholbedarfs dieser Verdichtungsräume, etwa 
in der Infrastrukturausstattung, übersehen wird. 

Das bedeutet konkret: Die Bundesregierung strebt 
an, 

• die Leistungsfähigkeit der bestehenden Verdich- 
tungsräume durch Verbesserung der Infrastruk- 
tur und der Wohn- und Umweltbedingungen all- 
gemein zu sichern und zu erhöhen; 

• in Verdichtungsräumen, deren Entwicklung stag- 
niert oder sogar rückläufig ist, impulsgebende 
Maßnahmen zu fördern, wie z. B. Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wirtschaftsstruktur, insbeson- 
dere Maßnahmen zur Förderung des Struktur- 
wandels und zum Abbau gewerblicher Mono- 
struktur; 

• in Verdichtungsräumen, deren Entwicklung un- 
ausgewogen ist oder zu werden droht, weiteres 
quantitatives Wachstum nicht zu unterstützen. 
Dies auch deshalb, um das begrenzte Potential 
für die Entwicklung der übrigen zu fördernden 
Gebietsteile des Bundes frei zu machen. 

In diesem Zusammenhang begrüßt es die Bundes- 
regierung, wenn durch restriktive Ausweisung von 
Bau- und Industriegelände auch seitens der Städte 
und Gemeinden darauf hingewirkt wird, daß bereits 
überlastete Verdichtungsräume nicht immer mehr 
Bevölkerung an sich ziehen. 

Die Bundesregierung wird ihrerseits in der Novelle 
zum Bundesbaugesetz, neben anderen in diese Rich- 
tung zielenden Maßnahmen, mit der Entwicklungs- 
genehmigung den Ländern ein zusätzliches Instru- 
ment geben, um unerwünschten örtlichen Wachs- 
tumsprozessen entgegenwirken zu können. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß sich Ober- 
grenzen der Verdichtung sinnvoll nicht ein für alle- 
mal festlegen lassen. Außerdem fehlen bisher auch 
brauchbare Indikatoren und Schwellenwerte aus der 
Wissenschaft. Es gibt aber auf Grund der gegebenen 
örtlichen und konkreten historischen Situationen so- 
wie bei einem politisch formulierten Wertsystein 
Ansatzpunkte, um gesunde von den ungesunden 
Verdichtungen zu trennen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß bei der 
Fortschreibung des Bundesraumordnungsprogramms 
Kriterien erarbeitet werden sollten, die für die Ent- 
wicklung von Gemeinden zu Entlastungsorten im 
Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 6 des Raumordnungsgeset- 
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zes gelten sollen. Dabei wird angestrebt werden 
müssen, daß die Schaffung von Entlastungsorten 
auch der Entwicklung überwiegend ländlich gepräg- 
ter Gebietseinheiten zugute kommt. In erster Linie 
werden Entwicklungszentren im Sinne des Bundes- 
raumordnungsprogramms die Funktion von Ent- 
lastungsorten zu erfüllen haben. Daneben kommen 
aber auch andere zentrale Orte als Entlastungsorte 
in Betracht, wenn sie im gegebenen Fall die Voraus- 
setzungen dafür bieten. 

Die Bundesregierung wird im Raumordnungs- und 
Städtebaubericht 1974 aus der Sicht der Stadtent- 
wicklung auf diese Aspekte näher eingehen. 


7. Beabsichtigt die Bundesregierung im Bundes- 
raumordnungsprogramm sicherzustellen, daß 
die ländlichen Räume nicht nur den Verdich- 
tungsräumen funktional zugeordnet, sondern 
weiterhin als Siedlungsräume mit eigenen 
Funktionen erhalten und entwickelt werden? 

Mit welchen konkreten Entwicklungsmaßnah- 
men können die ländlichen Räume rechnen, 
damit eine „passive Sanierung", insbesondere 
auch Abwanderungstendenzen verhindert wer- 
den? 

Die Entwicklung im Raume ist durch eine zunehmen- 
de funktionale Aufgabenteilung gekennzeichnet. 
Verdichtungsräume wie ländliche Räume haben in 
der Vergangenheit ihren Bewohnern vielfach nur 
einseitige Lebensmöglichkeiten bieten können. Das 
hat zu Abwanderungen und sozialer Erosion und 
somit zu „passiver Sanierung" ländlicher Gebiete 
geführt. 

Die Bundesregierung lehnt das Entstehen oder Fort- 
bestehen größerer monofunktionaler Räume ab. 
Gleichwertige Lebensbedingungen lassen sich nur 
realisieren, wenn in allen Teilräumen des Bundes- 
gebietes auch eine für die Verbesserung der Lebens- 
qualität erforderliche Funktionsvielfalt erhalten, ver- 
bessert oder geschaffen wird. In Übereinstimmung 
mit den Bundesländern betrachtet die Bundesregie- 
rung daher die gegenseitige Integration ländlicher 
und stark verdichteter Räume als eine wichtige Auf- 
gabe der Raumordnung und Landesplanung. Unter 
den großräumigen Aspekten des Bundesraumord- 
nungsprogramms sieht sie in einer verstärkten sied- 
lungsstrukturellen Schwerpunktbildung in den länd- 
lichen Gebieten durch Entwicklungszentren ein ge- 
eignetes Mittel, zu einem Abbau großräumiger Dis- 
paritäten zu gelangen. Auch im übrigen wird die 
Bundesregierung - wie bereits in der Antwort zu 
Frage 5 ausgeführt - im Rahmen ihrer Aufgaben und 
Möglichkeiten auch künftig zur Erhaltung der Funk- 
tionsfähigkeit der Siedlungsstruktur in ländlichen 
Räumen beitragen. Sie wird wie bisher auch weiter- 
hin bemüht sein, einer „passiven Sanierung" insbe- 
sondere im Rahmen der beiden Gemeinschaftsauf- 
gaben zur „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" und „der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" sowie der vom Bund mitfinanzierten Auf- 
gaben nach Artikel 104 a des Grundgesetzes zu be- 
gegnen. 


8. Wie wird die Bundesregierung künftig gewähr- 
leisten, daß das Zonenrandgebiet gegenüber 
anderen Gebieten der Bundesrepublik mit der 
in § 2 Abs. 1 Nr. 4 ROG vorgeschriebenen Ziel- 
setzung bevorzugt gefördert wird? Welche kon- 
kreten Maßnahmen sind beabsichtigt? 

Beim Abbau großräumiger Disparitäten durch Aus- 
weisung in Entwicklungszentren ist das Zonenrand- 
gebiet mit Vorrang zu berücksichtigen. 

Vierzehn der 38 Gebietseinheiten des Entwurfs 
des Bundesraumordnungsprogramms umfassen das 
Zonenrandgebiet, in denen zu einem beträchtlichen 
Teil eine Kumulation von Mängeln in der Infrastruk- 
tur und Erwerbsstruktur sichtbar wird. Die Entwick- 
lungszentren müssen hier mit Vorrang in den Teil- 
räumen ausgewiesen werden, die Bestandteil des 
Zonenrandgebietes sind. Damit wird das Programm 
zugleich den Bestimmungen des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes und des Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" sowie der Forderung des § 2 Abs. 1 
Nr. 4 des Bundesraumordnungsgesetzes entsprechen 
und bei der Ausweisung der Entwicklungszentren 
die besondere Situation im Zonenrandgebiet berück- 
sichtigen. Da die Entwicklungszentren in der Regel 
auf den großräumig bedeutsamen Entwicklungs- 
achsen liegen, verstärkt auch deren Ausbau die 
Leistungskraft des Zonenrandgebietes. So dient z. B. 
der Ausbau der Bundesautobahnen 
München - Deggendorf - (CSSR) 

Ruhrgebiet - Kassel 
Würzburg - Heilbronn 
Nürnberg - Ansbach - Heilbronn 
Regensburg - Passau - (Österreich) 
der Anbindung des Zonenrandgebietes an die gro- 
ßen Wirtschaftszentren. 

Auch die Achse 

Kassel - Fulda - Schweinfurt und 
Schweinfurt - Bayreuth - (CSSR) 
wird den internen Leistungsaustausch innerhalb des 
Zonenrandgebietes verbessern. 


9. Welche Kriterien waren für die konkreten 
Grenzziehungen der im Bundesraumordnungs- 
programm vorgesehenen 38 Gebietseinheiten 
für die Regionalisierung raumwirksamer Bun- 
desmittel maßgebend? Sollen die Gebietsein- 
heiten dem Prinzip funktionaler Verflechtung 
folgend gegliedert werden? Wie werden Nivel- 
lierungstendenzen verhindert? 

Welche Wirkungen sind mit der Einteilung des 
Bundesgebiets in 38 Gebietseinheiten beabsich- 
tigt? Soll diese Einteilung nur eine räumlich 
gegliederte Darstellung von raumbedeutsamen 
statistischen Daten ermöglichen, oder sollen 
die Gebietseinheiten als Planungsregionen die 
Basis für Förderungsmaßnahmen oder für den 
Ausbau der Infrastruktur in Teilräumen des 
Bundesgebiets bilden? 

Die 38 Gebietseinheiten im Entwurf des Bundes- 
raumordnungsprogramms wurden in mehreren Sit- 
zungen einer Arbeitsgruppe von Bund und Ländern 
in den Jahren 1970 und 1971 unter Berücksichtigung 
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der besonderen Situationen in den Ländern, etwa 
des unterschiedlichen Standes der Gebietsreformen 
und der Regionsabgrenzungen erarbeitet. Sie wur- 
den auf der 5. Sitzung der Ministerkonferenz für 
Raumordnung am 16. Juni 1971 einstimmig gebilligt. 
Die Gebietseinheiten fassen die in § 2 Abs. 1 des 
Bundesraumordnungsgesetzes festgelegten Gebiets- 
kategorien 

der Verdichtungsräume 
der ländlichen und 

der hinter der allgemeinen Entwicklung zurück- 
gebliebenen Gebiete sowie 
des Zonenrandgebietes 

wegen ihrer raum- und siedlungsstrukturellen Ver- 
flechtung zusammen. Bund und Länder gingen bei 
der gemeinsamen Abgrenzung davon aus, daß diese 
Gebietseinheiten in der Regel mindestens einen grö- 
ßeren, ausreichend verdichteten Siedlungsraum ent- 
halten sollten. 

Dementsprechend waren für die Bildung der Gebiets- 
einheiten folgende zwei wesentliche Kriterien maß- 
gebend: 

• Die Abgrenzung geht von Räumen aus, die sich 
funktional ergänzen; so werden etwa die Ver- 
dichtungsräume grundsätzlich in ihrer Verflech- 
tung mit den übrigen drei Gebietskategorien ge- 
sehen. 

• Jede Gebietseinheit soll in der Regel mindestens 
über ein Oberzentrum oder einen Bereich stärke- 
rer Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten 
verfügen. 

Hinsichtlich der Fläche und der Einwohnerzahl be- 
stehen beträchtliche Abweichungen zwischen den Ge- 
bietseinheiten, je nachdem, ob Verdichtungsräume 
oder hohe Anteile ländlicher und zurückgebliebener 
Gebiete die Struktur überwiegend bestimmen. Damit 
werden durch die Gebietseinheiten erstmals die be- 
stehenden großräumigen Disparitäten aufgezeigt. 
Von einer Nivellierungstendenz würde nur dann ge- 
sprochen werden können, wenn es Aufgabe der Ge- 
bietseinheiten wäre, kleinräumige Disparitäten in- 
nerhalb der Gebietseinheiten aufzuzeigen. 

Die 38 Gebietseinheiten sind die räumlichen Aus- 
sageeinheiten des Bundesraumordnungsprogramms 
nicht nur für 

• die Analyse der bisherigen Verteilung raum- 
wirksamer Bundesmittel, sondern ebenso für 

• die Analyse der Ausgangslage, 

• die Prognose der regionalen Entwicklungstenden- 
zen, 

• die Aussage über großräumige Disparitäten im 
Bereich der Erwerbs- und Infrastruktur. 

Die für die Zwecke des Bundesraumordnungspro- 
gramms festgelegten Gebietseinheiten sind also 
keine Planungsräume im Sinne der Landes- und 
Regionalplanung, sondern der eigens für Zwecke 
des Bundesraumordnungsprogramms gemeinsam von 
Bund und Ländern gebildete Bezugsrahmen. Die 
Gebietseinheiten bedürfen bei einer Fortschreibung 
des Bundesraumordnungsprogramms in Einzelfällen 


einer Modifizierung, insbesondere auch einer Anpas- 
stung an die durch die zwischenzeitlich in den Län- 
dern erfolgte Gebiets- und Verwaltungsreform. 


10. Wie sind die raumwirksamen Bundesmittel in 
den Jahren 1969 bis 1972 verteilt worden, auf- 
gegliedert nach Verdichtungsräumen und länd- 
lichen Räumen? Welche Anteile aus beiden Ge- 
bietskategorien entfallen auf das Zonnenrand- 
gebiet? 

In den beiden Haushaltsjahren 1969 und 1970 wur- 
den insgesamt rund 40 Mrd. DM raumwirksamer 
investiver Bundesmittel (Infrastrukturinvestitionen 
und Investitionshilfen) erfaßt. Ihre regionale Auf- 
gliederung wurde nach den 38 Gebietseinheiten vor- 
genommen, wobei die auf jede Gebietseinheit ent- 
fallenden Mittel nach wichtigen Infrastruktur- und 
Wirtschaftsbereichen weiter aufgeschlüsselt sind. Die 
Aufteilung der Mittel innerhalb der Gebietseinhei- 
ten auf Verdichtungsräume und ländliche Gebiete 
sowie auf das Zonenrandgebiet ist nicht möglich. 
Sie war bei dem gewählten Ansatz des Programms, 
das dem Prinzip der funktionalen Verflechtung folgt, 
auch nicht angestrebt, da die investiven Mittel in 
vielen Infrastrukturbereichen zwar in Verdichtungs- 
räumen eingesetzt werden, jedoch der Bevölkerung 
im gesamten Verflechtungsbereich zugute kommen 
und umgekehrt. Dagegen ist der Vergleich der regio- 
nalen Verteilung raumwirksamer Bundesmittel zwi- 
schen Gebietseinheiten mit starken Anteilen an Ver- 
dichtungsräumen einerseits und ländlich geprägten 
Gebietseinheiten andererseits sinnvoll. Er läßt erse- 
hen " wenn zunächst auch unter den Einschränkun- 
gen einer nur zweijährigen Beobachtung und teil- 
weiser Zuhilfenahme von Schätzungen wie unter- 
schiedlich stark die Gebietseinheiten an den raum- 
wirksamen Bundesmitteln, z. B. pro Kopf der Bevöl- 
kerung, partizipiert haben. 

Für die Fortschreibung des Bundesraumordnungs- 
programms wird geprüft, ob sich die Erfassung ver- 
ausgabter raumwirksamer Bundesmittel so verfei- 
nern läßt, daß - unabhängig von der Frage des Aus- 
sagewertes - eine Zuordnung zu einzelnen Gebiets- 
kategorien des Raumordnungsgesetzes möglich wird. 


11. Welche konkreten Maßnahmen hält die Bun- 
desregierung für geboten, sämtliche raumrele- 
vanten Fachbereiche durch die Raumordnung 
mehr als bisher zu koordinieren? Hält die Bun- 
desregierung ein Widerspruchsrecht des für die 
Raumordnung zuständigen Bundesministers bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
des Bundes für erforderlich? 

Wie wird sichergestellt, daß die raumordnungs- 
politischen Zielsetzungen bei den Förderungs- 
und Ausbauprogrammen stärker berücksichtigt 
werden? 

Wie soll die Abgrenzung der schwach struktu- 
rierten Gebiete im Sinne des Raumordnungs- 
gesetzes und der Fördergebiete im Sinne der 
regionalen Strukturpolitik sowie die daraus 
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resultierende Förderungspolilik koordiniert 
werden? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Siedlungsstruktur weitgehend vorbestimmt 
wird durch die Verkehrsplanung auf Schiene, 
Straße, Wasser und in der Luft? Was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um die notwen- 
dige Einflußnahme der Raumiordnung auf die 
Verkehrsplanungen zu verstärken? 

Erfolgt die Standortplanung für die bis 1985 
zu errichtenden Großkraftwerke unter Berück- 
sichtigung raumordnerischer Gesichtspunkte? 
Wie ist der Sachstand? 

In welchem Verhältnis sollen künftig aus raum- 
ordnerischer Sicht Wohnbauförderungsmittel 
auf Entwicklungszentren, zentrale Orte und 
nicht zentrale Orte verteilt werden? 

1. Das Bundesraumordnungsprogramm wird durch 
die Konkretisierung der Ziele und Grundsätze des 
Raumordnungsgesetzes einen Beitrag zur Koor- 
dinierung aller raumrelevanten Fachbereiche lei- 
sten. Das Programm stellt einen gesamträum- 
lichen und überfachlichen Orientierungsrahmen 
für Bund und Länder dar. Als Orientierungsrah- 
men für den Einsatz raumwirksamer Bundesmit- 
tel ist es verbindlich. Auf entsprechende Anpas- 
sungen der raumwirksamen Planungen und Maß- 
nahmen an die im Bundesraumordnungspro- 
gramm enthaltenen Ziele werden die Ressorts 
in eigener Verantwortung hinwirken. 

Als ein Programm der Koordinierung beinhaltet 
es keine Eingriffe in die Fachplanungen der Bun- 
desressorts oder in die Landes- und Regionalpla- 
nung. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die vielfältigen interministeriellen Gremien und 
Einrichtungen eine wirkungsvolle Koordinierung 
der raumbedeutsamen Planungen und Maßnah- 
men des Bundes, etwa im Rahmen der Förde- 
rungs- und Ausbauprogramme ermöglichen. Im 
übrigen ist darauf hinzuweisen, daß für gewisse 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen des 
Bundes die Zustimmung des für die Raumordnung 
zuständigen Bundesministers gesetzliches Erfor- 
dernis ist (z. B. § 16 Bundesfernstraßengesetz). 

2. Das Raumordnungsgesetz kennt den Begriff 
„schwachstrukturierte Gebiete'' nicht; es spricht 
nur davon, daß die Gebiete, in denen die Lebens- 
bedingungen in ihrer Gesamtheit im Verhältnis 
zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurückgeblie- 
ben sind oder ein solches Zurückbleiben zu be- 
fürchten ist, gefördert werden sollen. 

In diesem Zusammenhang will das Bundesraum- 
ordnungsprogramm die regionale Wirtschafts- 
struktur im Sinne einer größeren Ausgewogen- 
heit und Vielfalt sowie eines regionalen Min- 
destniveaus an wirtschaftlicher Leistungskraft 
verbessern, wie dies auch Ziel der Gemeinschafts- 
aufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur ist. Im Bundesraumordnungspro- 
gramm werden die Gebietseinheiten benannt, in 
denen die Erwerbsmöglichkeiten erheblich zu- 
rückgeblieben sind oder zurückzubleiben drohen. 
Sie decken sich weitgehend mit den Fürdergebie- 
ten der Gemeinschaftsaufgabe. 


3. Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
die Siedlungsstruktur durch eine ganze Reihe 
von Faktoren bestimmt wird; ein wichtiger Fak- 
tor ist die Verkehrsplanung. Die Verkehrswege 
erfüllen neben ihrer Aufgabe, weiträumige Sied- 
lungsschwerpunkte miteinander zu verbinden, 
eine wesentliche Erschließungsfunktion für länd- 
liche Gebiete, womit gleichzeitig eine Ent- 
lastungsfunktion für expandierende Verdich- 
tungsräume verbunden ist. 

Mit dem Bundesraumordnungsprogramm werden 
der Verkehrsplanung erstmals wichtige großräu- 
mige Orientierungsdaten für die angestrebte 
Raum- und Siedlungsstruktur gegeben. Dem Bun- 
desminister für Verkehr fällt in eigener Verant- 
wortung die Aufgabe zu, eine integrierte Ver- 
kehrswegeplanung im Zusammenwirken mit dem 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau aufzustellen, die über die Zusammen- 
fassung aller verkehrlichen Planungen hinaus die 
Einbeziehung des Gesamtverkehrssystems in die 
gesamte staatliche Planung, also auch die Raum- 
ordnung, einschließen muß (vgl. hierzu auch den 
Bericht zum Bundesverkehrswegeplan 1. Stufe, 
Drucksache 7/1045, insbesondere Tz. 11, 87 bis 
91). 

4. Nach dem Energieprogramm der Bundesregie- 
rung vom 26. September 1973 (Drucksache 7/1057 
vom 3. Oktober 1973) sollen der Bundesminister 
für Wirtschaft, der Bundesminister des Innern, 
der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau und der Bundesminister für For- 
schung und Technologie und für das Post- und 
Fernmeldewesen im Zusammenwirken mit den 
Bundesländern Grundlagen für die Bereitstellung 
von Standorten zum bedarfsgerechten Ausbau der 
Kraftwerke- und Raffineriekapazitäten schaffen. 

Bei diesen langfristig angelegten Planungen wer- 
den die raum- und siedlungsstrukturellen Ziele 
der Raumordnung neben den energie- und um- 
weltpolitischen Aspekten eine wesentliche Rolle 
spielen. 

Zur Durchführung dieser Aufgabe ist beim Bun- 
desminister für Wirtschaft eine Programmgruppe 
eingerichtet worden, die sich zunächst aus Ver- 
tretern der o. g. Bundesressorts zusammensetzt. 
Die Gruppe hat die Arbeit aufgenommen. Die 
Bundesländer, die von dem Vorhaben unterrich- 
tet und um Stellungnahme gebeten worden sind, 
sollen alsbald an den Beratungen beteiligt wer- 
den. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat zur Unterrichtung der ober- 
sten Landesplanungsbehörden der Länder die Mi- 
nisterkonferenz für Raumordnung eingeschaltet, 
die ihrerseits einen ihrer Ausschüsse mit der Er- 
arbeitung einer Stellungnahme beauftragt hat. 

Der Bundesminister des Innern erarbeitet unter 
Beteiligung der betroffenen Ressorts des Bundes 
und der Länder Eckwerte für die langfristige 
Standortplanung von Kernkraftwerken, die geeig- 
net sind, die atomrechtlichen Genehmigungsver- 
fahren im Hinblick auf nuklear-risiko-spezifische 
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. Gesichtspunkte planungsfreundlicher zu gestal- 
ten. 

5. Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau wird seine Modernisierungspro- 
gramme sowie die Sanierungs- und Entwicklungs- 
programme nach dem Städtebauförderungsgesetz 
an die Zielsetzungen des Bundesraumordnungs- 
programms anpassen; dasselbe gilt für die Regio- 
nalprogramme. Im übrigen kommt dem Einsatz 
der öffentlichen Wohnungsbauförderungsmittel 
nur insoweit Bedeutung als Steuerungsinstrument 
der Raumordnung zu, als es sich um den Aus- 
gleich erheblicher Disparitäten in der Wohnungs- 
versorgung der Bevölkerung zwischen Gebiets- 
einheiten handelt. Die staatliche öffentliche Woh- 
nungsbauförderung zielt insgesamt auf den Ab- 
bau bestehender Versorgungsengpässe ab, und 
zwar umso mehr, je stärker sich der soziale 
Wohnungsbau auf die Hilfe für sozialschwache 
Gruppen konzentriert. 


12. Wird die Bundesregierung im Zuge der not- 
wendigen Entwicklung des Umweltschutzes bei 
räumlichen Entwicklungsplanungen aus der Lei- 
stungsfähigkeit des Naturhaushaltes sich erge- 
bende Grenzen festlegen? Soll dem Naturhaus- 
halt in jedem Pall gegenüber wirtschaftlichen 
und technologischen Entwickhmgsmaßnahmen 
Priorität cingeräumt werden? 

Es ist Aufgabe der Raumordnung, für den Menschen 
gesunde Lebensbedingungen und damit die Lei- 
stungsfähigkeit des Naturhaushaltes in allen Teil- 
räumen des Bundesgebietes zu sichern und zu ver- 
bessern. Diese Zielsetzung liegt auch der Entschlie- 
ßung „Raumordnung und Umweltschutz" der Mini- 
sterkonferenz für Raumordnung vom 15. Juni 1972 
zugrunde. Mit der raumordnungspolitischen Konzep- 
tion der geordneten Verdichtung der Siedlungsent- 
wicklung auf Schwerpunkte und Achsen soll einer 
Zersiedlung der Landschaft entgegengewirkt, sollen 
leistungsfähige Vorranggebiete für den ökologischen 
Ausgleich bzw. für Freizeit und Erholung gesichert 
sowie eine ausreichende Ver- und Entsorgung ge- 
währleistet werden. 

Gegenwärtig fehlen weitgehend die ökologischen 
Beurteilungskriterien, die es zulassen, die Grenzen 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes unbe- 
streitbar festzulegen. Deshalb kann zur Zeit noch 
keine generelle Aussage zur raumordnerischen Be- 
urteilung und zur Abwägung der konkurrierenden 
Nutzungsansprüche an größere zusammenhängende 
Räume getroffen werden. Hier liegt noch eine Auf- 
gabe für die Umweltforschung, die die Bundesregie- 
rung verstärkt fördert. 

Soweit jedoch Kriterien zur Beurteilung der mög- 
lichen Umweltschäden bei Einzelmaßnahmen vorlie- 
gen und der Leistungsfähigkeit des Naturhaushal- 
tes durch wirtschaftliche und/oder technologische 
Entwicklungsmaßnahmen Gefahr drohen, wird den 
ökologischen Erfordernissen angemessen Rechnung 


getragen. Dies gilt auch für Vorhaben in ökologisch 
noch wenig belasteten Räumen. 


13. Wie beurteilt die Bundesregierung die in SPD- 
Thesen vertretene Auffassung, wonach das Ver- 
fahren, in dem Bund und Länder zur Entwick- 
lung verbindlicher raumplanerischer Ziele auf 
der Ebene des Bundes Zusammenwirken, ge- 
setzlich neu geregelt werden soll? 

Die Bundesregierung sieht im gegenwärtigen Zeit- 
punkt keine Veranlassung, das Zusammenwirken 
von Bund und Ländern auf eine andere gesetzliche 
Grundlage zu stellen. Sie schließt nicht aus, daß die 
mit der Aufstellung des Programms gesammelten 
Erfahrungen Anlaß zu einer Fortentwicklung des 
Raumordnungsrechts geben können. 


14. Erkennt die Bundesregierung die Notwendig- 
keit an, auf dem Gebiet der Raumordnung eine 
Ziiständigkeitsregelung anzustreben, wonach 
zur Stärkung der parlamentarischen Demokra- 
tie die Aufstellung der Grundsätze der Raum- 
ordnung dem Parlament obliegt und Ausfüh- 
rungsbestimmungen in die Zuständigkeit der 
Regierung fallen? 

Die Bundesregierung hat bisher schon im Sinne die- 
ser Auffassung gehandelt. So hat sie den Bundestag 
im Raumordnungsbericht 1972 über die Vorausset- 
zungen und die besonderen Schwierigkeiten bei der 
Zielformulierung im Bundesraumordnungsprogramm 
unterrichtet. Die Bundesregierung neigt der Auffas- 
sung zu, daß im Zuge der Fortschreibung des Bun- 
desraumordnungsprogramms weitergehende Mög- 
lichkeiten einer parlamentarischen Mitwirkung zu 
eröffnen sind. 


15. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um raum- 
ordniingspolitische Ziele mit der mittelfristigen 
Finanzplanung zu verknüpfen? In welcher Höhe 
sollen in den nächsten Jahren Bundesmittel für 
raumwirksame Planungen und Maßnahmen be- 
reitgestellt werden? In welchem Ausmaß hält 
die Bundesregierung hierbei Bindungsermäch- 
tigungen für rechtlich zulässig und politisch 
vertretbar? 

Das Bundesraumordnungsprogramm wird keine Aus- 
sagen über die Bereitstellung raumwirksamer Bun- 
desmittel in den nächsten Jahren enthalten. Auch die 
Haushaltsplanung und die mittelfristige Finanzpla- 
nung des Bundes führen keinen detaillierten Nach- 
weis über die Höhe der Bundesmittel für raumwirk- 
same Planungen und Maßnahmen. Im Zuge der Fort- 
schreibung des Programms wird die Bundesregie- 
rung auf Grund der Erfahrungen derjenigen Bundes- 
länder, die bereits eine Verknüpfung zwischen raum 
ordnungspolitischen Zielen und der mittelfristigen 
Finanzplanung hergestellt haben, prüfen, ob auch 
für den Bereich des Bundes eine solche Verknüpfung 
anzustreben ist. 
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